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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 36/13 B 
 
L 1 KR 225/12 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 81 KR 776/11 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
DAK-Gesundheit, 
Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juli 2013 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   Dr.  E s t e l m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 5. März 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, über den 

19.11.2010 hinaus Krankengeld (Krg) zu erhalten, bei der Beklagten und in den Vorinstanzen 

ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung - teilweise unter Bezugnahme auf den 

Gerichtsbescheid des SG - ua ausgeführt, aufgrund des Bezugs von Krg teilweise im Jahr 2008 

sowie fortlaufend seit 7.7.2009 wegen Multipler Sklerose sei der Krg-Anspruch von insgesamt 

78 Wochen wegen derselben Krankheit mit dem 19.11.2010 erschöpft. Die erheblichen Verlet-

zungsfolgen des Verkehrsunfalls vom 7.8.2010 verlängerten den Anspruch nicht und begrün-

deten auch keinen neuen Anspruch, da es sich - ebenso wie bei der Herzerkrankung - um eine 

hinzugetretene Krankheit iS von § 48 Abs 1 S 2 SGB V handele (Urteil vom 5.3.2013). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrundes der grundsätzlichen Bedeutung. 

 

Wer sich - wie hier die Klägerin - auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) beruft, muss eine Rechtsfrage klar formulieren und aus-

führen, inwiefern diese Frage im angestrebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich so-

wie klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 f; siehe auch BSG SozR 3-2500 

§ 240 Nr 33 S 151 f mwN).  

 

Die Klägerin stellt allenfalls sinngemäß die Frage, 

ob bei Bezug von Krankengeld durch ein neu eintretendes gesundheitliches Schadenser-

eignis ein neuer Krankengeldanspruch mit einer Höchstbezugsdauer von 78 Wochen be-

ginnt oder nicht. 

 

Der erkennende Senat lässt es offen, ob die Klägerin eine Rechtsfrage klar formuliert. Jeden-

falls legt sie schon nicht dar, inwiefern trotz der hierzu ergangenen höchstrichterlichen, vom LSG 

teilweise zitierten Rechtsprechung (vgl zB BSG SozR 4-2500 § 48 Nr 4 RdNr 18 ff mwN) noch 
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Klärungsbedarf verblieben ist. Das Bedürfnis für die Klärung einer Rechtsfrage in einem Revisi-

onsverfahren fehlt, wenn ihre Beantwortung nach den gesetzlichen Vorschriften und der dazu 

ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung keinem vernünftigen Zweifel unterliegt, die 

Frage also "geklärt" ist (vgl zB BSG Beschluss vom 21.10.2010 - B 1 KR 96/10 B - RdNr 7 

mwN). Eine Rechtsfrage, über die - wie hier - bereits höchstrichterlich entschieden worden ist, 

kann dennoch klärungsbedürftig sein, wenn der Rechtsprechung in nicht geringfügigem Umfang 

widersprochen wird und gegen sie nicht von vornherein abwegige Einwendungen vorgebracht 

werden (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 S 19 mwN). Dies ist im Rahmen der Beschwer-

debegründung ebenfalls dazulegen (vgl zum Ganzen auch BSG Beschluss vom 22.12.2010 

- B 1 KR 100/10 B - Juris RdNr 7). Daran fehlt es. 

 

Im Übrigen beachtet die Klägerin nicht, dass neuer Tatsachenvortrag zum geltend gemachten 

Krg-Anspruch für die Darlegung aller in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgeführten 

Revisionszulassungsgründe, insbesondere auch der Aufklärungsrüge, unerheblich ist. Der Se-

nat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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